
 

17. Wahlperiode 24.01.2017 Drucksache 17/15059 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Dringlichkeitsantrag 
der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hart-
mann, Katharina Schulze, Thomas Gehring, Ulrike 
Gote, Gisela Sengl und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Zielgerichtete Gefahrenabwehr durch den Rechts-
staat 

Der Landtag wolle beschließen: 

I. Der Landtag stellt fest: 

1. Unser Mitgefühl gilt den Toten, den Verletzten 
und ihren Angehörigen durch den schreckli-
chen terroristischen Anschlag auf dem Breit-
scheidplatz in Berlin am 19. Dezember 2016. 

2. Es ist dringend geboten, sowohl die Tat als 
auch deren Hintergründe vollständig und all-
umfassend aufzuklären. Das Handeln und die 
Kenntnisstände der mit dem Attentäter Amri 
befassten Behörden sind dabei aufzuarbeiten 
und offenzulegen. Erst darauf aufbauend kön-
nen konkrete Schlussfolgerungen gezogen 
und gegebenenfalls neue Gesetze auf den 
Weg gebracht werden. 

II. Der Landtag setzt sich für ein entschlossenes, 
besonnenes und effektives Handeln in der Sicher-
heitspolitik ein. 

Dabei sind folgende Schwerpunkte zu berücksich-
tigen: 
─ Konsequente Anwendung bestehender recht-

licher Befugnisse zur Gefahrenabwehr im Si-
cherheits- und Ausländerrecht und Beseiti-
gung der Defizite beim Gesetzesvollzug; 

─ Zielgerichtete Abwehr konkreter Gefahren 
durch eine passgenaue und engmaschige 
Überwachung von Gefährdern; 

─ Analyse der Defizite in der Zusammenarbeit 
zwischen den Landesbehörden und den Bun-
dessicherheitsbehörden mit anschließender 
Effektivierung und eventueller Anpassung der 

föderalen Sicherheitsarchitektur an die heuti-
gen Erfordernisse im Kampf gegen demokra-
tie- und menschenfeindliche Bestrebungen; 

─ Stärkung der europäischen Polizei- und Si-
cherheitspolitik mit einer intensiveren Koope-
ration und besserem rechtsstaatlich organi-
siertem Informationsaustausch, sowie einheit-
liche Definition und Handhabung des Begriffs 
„Gefährder“; 

─ Entwicklung koordinierter Einsatz- und Schutz-
konzepte für sensible und gefährdete Orte mit 
einheitlichen Standards für alle Akteure von 
der Bundes- bis zur kommunalen Ebene, von 
den Sicherheitsbehörden bis hin zu Rettungs- 
und Hilfskräften; 

─ Waffenrecht verschärfen und EU-weit verein-
heitlichen, um den Einsatz illegaler Waffen 
und den Missbrauch legaler Waffen zu be-
kämpfen; 

─ Ausbau und Verbesserung der Koordination 
im Bereich Prävention und Deradikalisierung; 

─ Polizei und Justiz besser personell und res-
sourcenmäßig auszustatten. 

 
 
Begründung: 
Der Berlin-Attentäter Amri war als Gefährder bekannt. 
Seine bisherige kriminelle Karriere ebenfalls. Der Nut-
zen schärferer Gesetze, die jetzt vor allem aus den 
Reihen der CSU, aber auch aus der SPD gefordert 
werden, ist fragwürdig. Eine wirklichkeitsnahe Ein-
schätzung der Behörden und ihr entschlossenes Han-
deln auf der Basis geltenden Rechts dagegen nicht. 
Uns ist es deshalb wichtig, in der aktuellen sicher-
heitspolitischen Debatte den Fokus darauf zu richten, 
wie die Gefahrenabwehr möglichst effektiv zu organi-
sieren ist. Dazu braucht es erst einmal eine Analyse 
der Fehler im System. Viele der jetzt ventilierten For-
derungen klingen wohlfeil, sind aber in ihrer Wirkung 
sehr fraglich und im Hinblick auf unseren Rechtsstaat 
fragwürdig. Symbolpolitik bringt nicht mehr Sicherheit, 
aber weniger Rechtsstaat. 

 


